
 Erbschaftsteuerreform in „trockenen
Tüchern“

Bund und Länder haben nach zähem Ringen einen Kompromiss zur 
notwendigen Erbschaftsteuerreform gefunden. Nach der erfolgten 
Zustimmung von Bundestag und Bundesrat können die Neuregelun-
gen nun in Kraft treten. Nachfolgend ein Überblick über wesentliche 
Punkte:

Hintergrund: Ende 2014 hat das Bundesverfassungsgericht ent-
schieden, dass die Privilegierung des Betriebsvermögens 
bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer angesichts ihres Ausmaßes 
und der Gestaltungsmöglichkeiten nicht mit dem Grundge-
setz vereinbar ist. Der Gesetzgeber war somit verpfl ichtet, eine 
Neuregelung zu treffen – und zwar spätestens bis zum 30.06.2016 ! 
Jedoch fanden die Pläne am 08.07.2016 im Bundesrat keine Zu-
stimmung, sodass der Vermittlungsausschuss angerufen und am 
22.09.2016 eine Einigung erzielt wurde.

Die Eckpunkte

Klein-/Mittelbetriebe: Liegt der Erwerb unter der neuen 
Prüfschwelle von 26 Mio. EUR, erhält der Erwerber – wie bis-
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her – Vergünstigungen in Form eines Verschonungsabschlags (85 % 
nach der Regelverschonung, 100 % nach dem Optionsmodell) und 
ggf. eines Abzugsbetrags. Die Steuerbefreiung ist von Behaltens-
fristen und der Einhaltung der Lohnsummenregelung abhängig.

Beachten Sie: Lohnsummenregelung heißt vereinfacht, 
dass für einige Jahre nach der Betriebsübertragung nicht signi-
fi kant weniger Lohn gezahlt werden darf als zuvor.  Von dieser 
Regelung freigestellt sind nur noch Betriebe mit bis zu fünf 
(bisher 20) Beschäftigten.

Zudem ist zu beachten, dass die Optionsverschonung von 
100 % nur möglich ist, wenn die Quote des schädlichen Ver-
waltungsvermögens im Verhältnis zum gemeinen Wert des 
Betriebs nicht mehr als 20 % beträgt.

Großbetriebe: Beträgt das begünstigte Vermögen mehr als 
26 Mio. EUR, gilt ein Wahlrecht: Bedürfnisprüfung oder 
Verschonungsabschlagsmodell. Bei der Bedürfnisprüfung muss der 
Erbe nachweisen, dass ihn die Steuerzahlung überfordern würde. 
Lässt er sich auf die Prüfung ein, muss er sein Privatvermögen 
offenlegen. Beim Abschlagsmodell fällt die Verschonung umso 
geringer aus, je höher der Erwerb ist. Ab einem Betriebs-
vermögen von 90 Mio. EUR wird keine Verschonung mehr 
gewährt.

Vorab-Abschlag: Für begünstigtes Vermögen kann ein Vorab-
Abschlag von bis zu 30 % gewährt werden. Dazu müssen 
Unternehmen bestimmte gesellschaftsvertragliche oder 
satzungsmäßige Voraussetzungen (z. B. Mindestquote 
für Entnahme- bzw. Ausschüttungsbeschränkungen von 37,5 %) 
erfüllen. 

Defi nition des Verwaltungsvermögens: Wirtschaftsgüter, 
die nicht dem Hauptzweck eines Unternehmens dienen, wie z. B. 
zu Wohnzwecken vermietete Grundstücke und umfangreiches 
Barvermögen, defi niert der Gesetzgeber in einem Katalog als 
(schädliches) Verwaltungsvermögen. Im Allgemeinen ist es nun 
nicht mehr möglich, solches Verwaltungsvermögen steuerfrei zu 



übertragen. Soweit Verwaltungsvermögen vorliegt, sieht das Gesetz 
nun eine Besteuerung vor. Zudem wird der Katalog des Verwaltungs-
vermögens auch auf Briefmarkensammlungen, Oldtimer, Yachten, 
Segelfl ugzeuge sowie sonstige typischerweise der privaten 
Lebensführung dienende Gegenstände ausgedehnt.

Unternehmenswert-Ermittlung: Der im vereinfachten 
Ertragswertverfahren anzusetzende Kapitalisierungsfaktor 
liegt bei 13,75 (zuvor 18,21). Zumindest die Bewertung von 
Unternehmen wird also günstiger.

Stundung: Eine Stundung der Steuerzahlung ist bei Erwerben von 
Todes wegen grundsätzlich möglich – allerdings nur für sieben Jahre. 
Nur im ersten Jahr nach der Entstehung der Steuer erfolgt die 
Stundung zinslos. 

Inkrafttreten: Das neue Gesetz ist für Übertragungen 
nach dem 30.06.2016 anzuwenden. Die Änderung des Kapitali-
sierungsfaktors gilt bereits für alle Stichtage nach dem 31.12.2015.

 Rückwirkende Rechnungskorrektur: 
Betriebsprüfer gehen leer aus

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hält eine rückwirkende 
Berichtigung fehlerhafter Rechnungen für möglich. Damit können 
fehlerhafte Eingangsrechnungen noch während einer Betriebsprü-
fung berichtigt werden, ohne dass es zu einer Zinsbelastung kommt. 
Die Monierung von Eingangsrechnungen war bisher eine beliebte 
Spielwiese von Betriebsprüfern – dies wird sich nach der EuGH-
Entscheidung wohl ändern.

Hintergrund: Der Vorsteuerabzug setzt eine ordnungsgemäße 
Rechnung voraus. Ist die Rechnung fehlerhaft oder unvollständig, 
kann sie berichtigt werden. Nach Auffassung der Finanzverwaltung 
wirkt die Berichtigung aber nicht zurück. Es droht deshalb eine 
Verzinsung der Umsatzsteuernachzahlung für das Jahr, in dem der 
Vorsteuerabzug zunächst geltend gemacht wurde.

Sachverhalt: Der Kläger war Unternehmer und machte u. a. im 
Jahr 2011 die Vorsteuer aus Eingangsrechnungen geltend, in denen die 
Umsatzsteuer-ID des leistenden Unternehmers fehlte. Im Rahmen 
einer Außenprüfung beanstandete das Finanzamt die Rechnungen. 

Der Kläger ließ daraufhin noch während der Außenprüfung im Jahr 
2013 einen Teil der Eingangsrechnungen berichtigen und legte diese 
dem Außenprüfer vor; die restlichen beanstandeten Rechnungen ließ 
er im Jahr 2014 im anschließenden Einspruchsverfahren gegen den 
Umsatzsteueränderungsbescheid berichtigen. Das Finanzamt versagte 
den Vorsteuerabzug für 2011. Das Finanzgericht rief den EuGH an.

Entscheidung: Der EuGH hält eine rückwirkende Berichtigung 
der Rechnung und damit einen rückwirkenden Vorsteuerabzug 
für zulässig: Entscheidend für den Vorsteuerabzug ist u. a., dass der 
Unternehmer eine ordnungsgemäße Rechnung vorlegen kann. Eine 
berichtigte Rechnung ist eine ordnungsgemäße Rechnung.

Der Vorsteuerabzug soll den Unternehmer entlasten und zu einer 
steuerlichen Neutralität der Umsatzsteuer für Unternehmer führen. 
Versagt man eine rückwirkende Berichtigung, könnte der Vorsteu-
erabzug erst im Jahr der Berichtigung geltend gemacht werden. Es 
käme dann zu einer Zinsbelastung für das Jahr, in dem die Vorsteuer 
aufgrund der fehlerhaften Rechnung erstmalig geltend gemacht wor-
den ist. Das Umsatzsteuersystem wäre dann nicht mehr steuerlich 
neutral.

Sofern die Finanzverwaltung die verspätete Vorlage einer ordnungs-
gemäßen Rechnung sanktionieren will, darf sie dies nicht durch eine 
pauschale Verschiebung des Vorsteuerabzugs tun. Eine Sanktion wäre 
allenfalls in Gestalt einer Geldbuße oder einer ähnlichen fi nanziellen 
Sanktion denkbar, bei der die Schwere des Verstoßes im Einzelfall 
berücksichtigt werden kann.

Hinweise: Somit kann künftig eine Berichtigung fehlerhafter Rech-
nungen noch während der Außenprüfung vorgenommen werden, 
nachdem der Prüfer die Ordnungsmäßigkeit einzelner Rechnungen 
beanstandet hat.

Dennoch gilt: Fallen Fehler in den Eingangsrechnungen auf, sollte 
die Berichtigung durch den Rechnungsaussteller so schnell wie mög-
lich veranlasst werden. Wartet man zu lange, kann eine Berichtigung, 
z. B. wegen Insolvenz des leistenden Unternehmers, unmöglich werden.

Der EuGH hat zudem in einem anderen Verfahren noch zu klären, ob 
eine in der Rechnung wiedergegebene Anschrift bereits dann voll-
ständig ist, wenn der leistende Unternehmer unter dieser Anschrift 
postalisch erreichbar ist oder ob es darauf ankommt, dass er unter 
dieser Anschrift auch seine wirtschaftliche Tätigkeit entfaltet.

 Selbst getragene Krankheitskosten auf-
grund einer Selbstbeteiligung können nicht 
als Sonderausgaben abgezogen werden

Vereinbart ein Steuerpfl ichtiger mit seiner privaten Krankenversiche-
rung einen Selbstbehalt, können die deswegen von ihm zu tragenden 
Krankheitskosten nicht als Sonderausgaben abgezogen werden, wie der 
Bundesfi nanzhof (BFH) mit Urteil vom 01.06.2016 entschieden hat.

Sachverhalt: Im Urteilsfall hatte der Kläger für sich und seine 
Töchter einen Krankenversicherungsschutz vereinbart, für den er 
aufgrund entsprechender Selbstbehalte geringere Versicherungs-
beiträge zu zahlen hatte. Die von ihm getragenen tatsächlichen 
krankheitsbedingten Aufwendungen machte der Kläger bei seiner 
Einkommensteuererklärung geltend. Weder das Finanzamt noch das 
Finanzgericht ließen im Streitfall indes einen Abzug der Kosten zu.
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Entscheidung: Der BFH sah das ebenso und versagte die steuer-
liche Berücksichtigung der Krankheitskosten des Klägers.  Weil die 
Selbstbeteiligung keine Gegenleistung für die Erlangung des Versi-
cherungsschutzes darstelle, sei sie kein Beitrag „zu“ einer Kranken-
versicherung und könne daher nicht als Sonderausgabe abgezogen 
werden. Die selbst getragenen Krankheitskosten seien zwar außer-
gewöhnliche Belastungen gemäß § 33 EStG, da jedoch im Streitfall 
die Aufwendungen die zumutbare Eigenbelastung des § 33 Abs. 3 
EStG wegen der Höhe der Einkünfte des Klägers nicht überschritten 
hätten, komme ein Abzug nicht in Betracht.

Eine darüber hinausgehende steuerliche Berücksichtigung des Selbst-
behalts lehnt der BFH ab. Diese sei auch nicht durch das Prinzip 
der Steuerfreiheit des Existenzminimums geboten. Denn dieser 
Grundsatz gewährleiste – wie bereits das Bundesverfassungsgericht 
entschieden habe – dem Steuerpfl ichtigen keinen Schutz des Lebens-
standards auf Sozialversicherungs-, sondern lediglich auf Sozialhilfe-
niveau. Die Aufwendungen für Krankheitskosten im Rahmen von 
Selbstbehalten seien aber nicht Teil des sozialhilferechtlich gewähr-
leisteten Leistungsniveaus. 

Hinweis: Wenn Sie mit Ihrer Krankenkasse über die Vereinbarung 
eines Selbstbehaltes zur Reduzierung Ihrer Beiträge sprechen, beach-
ten Sie die steuerlichen Auswirkungen. Die Reduzierung der Beiträge 
zur Basisversorgung erhöht Ihre Steuerbelastung, die durch den 
Selbstbehalt persönlich getragenen Krankheitskosten dagegen führt 
in der Regel zu keiner Steuerersparnis.

 Doppelte Abschreibungen bei Bebauung 
eines Ehegattengrundstücks möglich 

Bebaut ein Unternehmer-Ehegatte mit eigenen Mitteln ein auch dem 
Nichtunternehmer-Ehegatten gehörendes Grundstück, wird der 
Nichtunternehmer-Ehegatte Eigentümer des auf seinen 
Miteigentumsanteil entfallenden Gebäudeteils. Übertragen die Ehe-
gatten das Grundstück später auf ihren Sohn, der den Betrieb des 
Vaters fortführt, kann dieser den Gebäudeteil der Mutter mit dem 
Teilwert einlegen und somit im Ergebnis doppelt abschrei-
ben. Diese aktuelle Entscheidung des Bundesfi nanzhofs eröffnet – 
trotz der gemachten Einschränkungen – Gestaltungsmöglichkeiten.

Sachverhalt: Im Streitfall hatte der Vater in den 60er Jahren 
mehrere Betriebsgebäude auf Grundstücken errichtet, die zur Hälfte 
auch seiner Ehefrau gehörten.  Auf seine (gesamten) Baukosten nahm 
er Abschreibungen (Absetzungen für Abnutzungen) vor. 1994 über-
trug der Vater den Betrieb unentgeltlich auf seinen Sohn.  Auch die 
betrieblich genutzten Grundstücke erhielt der Sohn unentgeltlich.

Entscheidung: Soweit es um die Übertragung von Wirtschafts-
gütern ging, die dem Vater gehörten, muss der Sohn die Buch-
werte aus den Bilanzen des Vaters fortführen. 

Umstritten war hingegen die Behandlung der Gebäudeteile, die der
Mutter gehörten. Der Sohn legte diese Gebäudeteile mit dem Teil-
wert in seinen Betrieb ein. Da der Teilwert allerdings erheblich höher
war als der Restbuchwert, konnte er erneut hohe Abschrei-
bungen auf die von seinem Vater schon nahezu abgeschriebenen 
Gebäudeteile vornehmen. Diese rechtliche Beurteilung hat der 
Bundesfi nanzhof nunmehr bestätigt. 

Zusammengefasst ergeben sich aus der Entscheidung des Bundes-
fi nanzhofs in derartigen Konstellationen insbesondere die folgenden 
Konsequenzen: 

Bestehen keine abweichenden Vereinbarungen zwischen den Ehe-
leuten, wird der Nichtunternehmer-Ehegatte sowohl zivilrecht-
licher als auch wirtschaftlicher Eigentümer des auf seinen 
Miteigentumsanteil entfallenden Gebäudeteils. Dieser Gebäudeteil 
gehört zu seinem Privatvermögen. 

Hinweis: Wertsteigerungen sind ertragsteuerlich somit auch 
dem Nichtunternehmer-Ehegatten zuzurechnen und ggf. im Rahmen 
eines privaten Veräußerungsgeschäfts (Spekulationsfrist von 
zehn Jahren) zu berücksichtigen. Der Bilanzposten, der den eigenen 
Bauaufwand des Unternehmers für die Gebäudeteile des anderen 
Ehegatten verkörpert, ist keinem Wirtschaftsgut gleichzu-
stellen. Somit kann der Unternehmer-Ehegatte die Steuersub-
ventionen, die nur für Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens 
möglich sind, nicht nutzen (z. B. die erhöhten Sätze der linearen 
Abschreibung für Gebäude des Betriebsvermögens).

 Keine Geringfügigkeitsgrenze bei Pkw-
Privatnutzung 
Der Anteil der privaten Nutzung eines betrieblichen Pkw kann anhand 
eines ordnungsgemäß geführten Fahrtenbuchs ermittelt werden. 
Hierzu hat das Finanzgericht Baden-Württemberg entschieden, dass 
Privatfahrten auch dann als Entnahme zu versteuern sind, 
wenn sich der Anteil der Privatnutzung aufgrund der Fahrtenbucher-
mittlung nur auf 5,07 % der Gesamtnutzung beläuft.

Eine Geringfügigkeitsgrenze im Sinne einer 10 %-Grenze, wie 
sie andernorts im Ertragssteuerrecht vorzufi nden ist, lehnte das 
Finanzgericht Baden-Württemberg ab.
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 Kindergeld: Zur Erstausbildung bei 
Aufnahme eines Studiums nach Berufs-
tätigkeit 

Nimmt ein Kind nach Abschluss einer kaufmännischen Ausbildung ein 
Studium auf, das eine Berufstätigkeit voraussetzt, ist das Studium nicht 
integrativer Bestandteil einer einheitlichen Erstausbildung. Dies hat der 
Bundesfi nanzhof entschieden und damit dem Vater Kindergeld versagt.

Hintergrund: Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung 
oder eines Erststudiums wird ein volljähriges Kind, das das 25. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat und sich in einer zweiten oder weiteren 
Ausbildung befi ndet, nur berücksichtigt, wenn es keiner Erwerbstätig-
keit nachgeht. 

Beachten Sie: Allerdings sind eine Erwerbstätigkeit mit bis zu 
20 Stunden regelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit, ein Ausbildungs-
dienstverhältnis oder ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis un-
schädlich.

Sachverhalt: Die Tochter hatte nach ihrer Ausbildung zur Kauffrau 
im Gesundheitswesen als Angestellte in einer Klinik gearbeitet und 
sich dann für ein berufsbegleitendes Studium an einer Verwaltungs-
akademie beworben, das eine kaufmännische Berufsausbildung und 
eine einjährige Berufstätigkeit voraussetzte. Die Tochter strebte eine 
Tätigkeit im mittleren Management im Gesundheitswesen an. Da sie 
die zulässige Wochenarbeitsgrenze von 20 Stunden überschritten 
hatte, kam es also für den Kindergeldanspruch darauf an, ob das 
berufsbegleitende Studium eine Erst- oder eine Zweitausbildung 
darstellte.

Der Bundesfi nanzhof bestätigte die Sichtweise der Familienkasse, 
wonach eine kindergeldschädliche Zweitausbildung vorlag. 

Enger zeitlicher und sachlicher Zusammenhang

Nach der Rechtsprechung des Bundesfi nanzhofs ist es vor allem 
entscheidend, ob die Ausbildungsabschnitte in einem engen
sachlichen Zusammenhang zueinander stehen und in engem zeit-
lichen Zusammenhang durchgeführt werden. So gilt ein erster 
berufsqualifi zierender Abschluss nicht als Erstausbildung, wenn er sich
als integrativer Bestandteil eines einheitlichen Ausbildungsgangs dar-
stellt. Das hat der Bundesfi nanzhof z. B. in folgenden Fällen entschieden: 

 Prüfung als Steuerfachangestellter im Rahmen eines dualen 
 Bachelorstudiums im Steuerrecht, 
 Prüfung als Fachinformatikerin im Rahmen einer dualen Aus-

 bildung zum Bachelor in Wirtschaftsinformatik, 
 Bachelor-Abschluss im Rahmen eines Masterstudiums.

Im Streitfall stellten die kaufmännische Ausbildung und das Studium 
nicht notwendigerweise eine Ausbildungseinheit dar, weil sich erst 
nach einer Berufstätigkeit der zweite Ausbildungsabschnitt anschlie-
ßen kann. Mangels notwendigen engen Zusammenhangs handelt es 
sich somit nicht um eine einheitliche Erstausbildung. 

Ist für ein berufsbegleitendes Studium an einer Verwaltungsakademie 
eine berufspraktische Erfahrung von regelmäßig einem Jahr Bedingung, 
handelt es sich um einen die berufl iche Erfahrung berücksichtigenden 
Weiterbildungsstudiengang und damit um eine Zweitausbildung.
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Kanzlei Laufenberg Michels und Partner

Die Kanzlei Laufenberg Michels 
und Partner ist Ihr Spezialist für 
Steuerberatung, Vermögenspla-
nung und Wirtschaftsprüfung. 

Der „Mandanten-Informations-
brief“ wird von unserer Kanzlei 
veröffentlicht und informiert zu 
aktuellen steuerlichen Entwick-
lungen. 

Weitere Artikel fi nden Sie auch im Internet unter 
www.laufmich.de.  

Für Fragen und Anmerkungen wenden Sie sich gerne 
an Thomas Ketteler-Eising (Dipl.-Betriebswirt, 
Steuerberater). 
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